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    Einleitung


    Professionalisierung und Modernisierung der Partei – Sozial, national, radikal – Angestrebter Imagewandel


    »Klasse statt Masse!«, lautet eine Maxime von Udo Voigt. Der Bundesvorsitzende der Nationaldemokratischen Partei Deutschlands ( NPD ) bekräftigte jüngst diese Haltung in einem Interview mit der extrem rechten Zeitschrift »Hier & Jetzt«: »Wir brauchen Führungskräfte und keine Kleiderfetischisten.« Der Erfolg der NPD in Sachsen und Mecklenburg-Vorpommern hat den Wandel der Partei beschleunigt. Die einstige »Altherrenpartei« steht für die rechte Szene als neuer Hoffnungsträger da. Trotz mancher Pleiten und Pannen: Neue Mitglieder kommen, beleben Parteistrukturen und Politikalltag, intellektuelle »Neue Rechte« feilen an Programmen und Argumenten. Aufbrechende Machtkämpfe wegen enttäuschter Wahlhoffnungen und unterschwellige Streitereien um veruntreute Parteigelder haben keinen Strategiewechsel ausgelöst. Die Partei bleibt auf ihrem Kurs: Sie will bürgernah und jugendgemäß erscheinen, um wählbarer zu werden.


    Insbesondere im Schweriner Landtag haben die sechs NPD -Abgeordneten um Udo Pastörs aus der personellen Schlammschlacht der Kollegen in Dresden gelernt. Dort bremste nicht nur anfänglich der Streit um den Führungsstil des NPD -Fraktionschefs Holger Apfel die Parlamentsarbeit, unlängst führte eine Backpfeife in den Fraktionsräumen, die der NPD -Landtagsmitarbeiter Peter Naumann dem NPD -Landtagsabgeordneten Jürgen Gansel verabreichte, zu erneuten Belastungen. Nach außen getragene Dispute und Konflikte, die in Pastörs’ Fraktionstruppe nicht auftreten. Nach einem Jahr im Amt herrscht in Schwerin scheinbar große Geschlossenheit. Als Erfolg verbucht sie auch die Teilnahme ihres Anführers beim Neujahrsempfang der »Industrie- und Handelskammer« 2008 im feinen Schweriner Staatstheater. Der Nadelstreifen-Neonazi saß in der ersten Reihe– mit freiem Blick auf die Redner und den Ministerpräsidenten.


    Die NPD schickt sich an, einen alten Traum zu verwirklichen: sich als »nationale Sammlungsbewegung« zu etablieren, die die Führung im extrem rechten Lager übernimmt. In den letzten Jahren hat sie nicht nur ihre Mitgliederzahl auf 7200 verdoppeln können und ist damit erneut seit ihrer Gründung 1964 zur mitgliederstärksten Partei der völkisch-nationalistischen Bewegung geworden, sie hat sich auch zu einem »Gravitationsfeld« der rechten Szene entwickelt. Bei der Bundestagswahl 2005 votierten über 750 000 Wähler für die NPD . »In Mitteldeutschland findet eine geräuschlose völkische Graswurzelrevolution statt«, frohlockt Parteitheoretiker Jürgen Gansel hinsichtlich des Wählerpotentials in den neuen Bundesländern.


    Für diesen Erfolg ist eine neue Strategie verantwortlich, die sich in den letzten Jahren immer deutlicher herauskristallisiert hat. Ihre Elemente sind Professionalisierung und Modernisierung der Partei, eine veränderte Bündnispolitik sowie eine gezielte Einbindung von rechten Milieus, die der früher eher altbacken auftretenden NPD bislang skeptisch gegenüberstanden: die »Freien Kameradschaften« mit ihrem Umfeld zwischen aggressivem Rechtsrock und gewaltbereiten Neonazis.


    Neben den »klassischen« ausländerfeindlichen Kampagnen setzt die NPD längst verstärkt auf soziale und regionale Themen, sei es Hartz IV oder »Heimatschutz«. Die Parteimitglieder forcieren ihre kommunalpolitischen Aktivitäten und ihr gemeinnütziges Engagement, durch das sie sich eine größere gesellschaftliche Akzeptanz als bisher versprechen. Damit folgen sie einem Slogan, den Udo Voigt schon vor rund zehn Jahren vorgegeben hat: »Bürgernähe zeigen, vor Ort siegen – auf kommunaler Ebene kann die Ausgrenzung unterlaufen werden.« Er wusste, dass diese Strategie der kommunalen Verankerung, mit der ganz neue Wählerschichten gewonnen werden sollen, viel Zeit brauchen würde.


    Die Partei vollzieht einen Imagewandel auch im äußeren Erscheinungsbild: weg von der glatzköpfigen Skinhead- und Hooligan-Partei hin zur seriös-biederen Interessenvertretung des kleinen Mannes. Dazu gehören Anzug, Schlips und Scheitel, selbstbewusstes Auftreten und rhetorische Schlagfertigkeit ebenso wie das offene Bekenntnis zur Radikalität, mit der man sich im Kampf gegen die »herrschenden Bonzen« als einzig wahre Opposition empfiehlt. Sozial, national, radikal – das ist der Dreiklang, mit dem die NPD populistisch auf Stimmenfang geht. Die kommunale Verankerung soll zudem dafür sorgen, dass nicht nur Protestwähler kurzfristig an die Wahlurne gelockt werden, sondern das Protestpotential nachhaltig an die Partei gebunden wird.


    Mit dieser zweigleisigen Politik von »Verbürgerlichung« und Radikalisierung durch die Öffnung für gewalttätige Kameradschaftsführer wandelt die NPD auf einem schmalen Grat. Manchmal rutscht sie auch ab. In den vergangenen Monaten brachen immer wieder Diskussionen in der NPD über die Zusammenarbeit mit den Kameradschaften der »Autonomen Nationalisten« auf. Gerade erst gewonnene neue Mitglieder aus der Szene verließen in Sachsen die Partei wieder, sie war ihnen zu »verbonzt« und zu »parlamentaristisch«. In der NPD ist nicht bloß Parteiideologe Jürgen Gansel der Meinung, dass der militante Gestus der »Autonomen Nationalisten« das neue Image der Partei karikieren und damit gefährden könnte.


    Bisher ist es der Parteiführung unter Udo Voigt jedoch gelungen, die sich daraus ergebenden Spannungen auszubalancieren. Die Wahlerfolge in Sachsen und Mecklenburg-Vorpommern halfen Voigt, den Kurs beizubehalten. Obwohl die NPD mit ihrem versuchten »Sprung in den Westen« 2008 bei den Landtagswahlen in Niedersachsen mit 1 , 5 Prozent und in Bayern mit 1 , 2 Prozent der abgegebenen Stimmen scheiterte, so hat sie dort doch Stimmen hinzugewinnen können. Die Dynamik der Entwicklung erhöht allerdings auch den Erwartungsdruck. Anfang 2009 muss die Bundesführung deshalb einen Sonderparteitag veranstalten. Der Ruf nach Aussprache und möglichen Änderungen wegen der Veruntreuungen des Ex-Bundesschatzmeisters und des Verhaltens der Bundesführung ist zu laut geworden. »Klären wir nach innen sachlich unseren Besprechungsbedarf und zeigen wir nach außen jene Geschlossenheit, die als Garant für kommende Wahlerfolge unabdingbar ist«, hieß es Ende November 2008 in einem Parteischreiben. Die NPD ist intelligenter geworden, Chancen werden realistisch eingeschätzt. Die Einberufung des Sonderparteitags zeigt, dass man auf die Entwicklungen reagiert.


    Nahezu einmütig geht die Bundesführung mit »personellen Schwierigkeiten« um. Bundesvorstandsmitglieder wie der mehrfach verurteilte Thorsten Heise werden nicht öffentlich abgemahnt, wenn bei einer Razzia in seinem Haus Waffen und belastende Tonträger gefunden werden. Und nationalistisch gesinnte Straftäter können für die NPD bei der Landtagswahl in Niedersachsen und der Kommunalwahl in Brandenburg kandidieren. »Resozialisierung« nennt die Partei das – Reue zu zeigen für die oftmals brutalen Taten ist dafür nicht notwendig.


    Der Einfluss radikaler »Freier Nationalisten« innerhalb der NPD ist gewachsen. Die Hälfte der Führungsmannschaft im Schweriner Landtag besteht aus Kameradschaftsaktivisten. Aber auch finanzstarke und unkontrollierbare Gesinnungstäter wie Jürgen Rieger können in der Partei offen einem Hitlerismus frönen. Sie alle werden toleriert.


    Die NPD hat Antworten gefunden, nicht nur im Umgang mit »internen Problemen«. Bei der Umsetzung der angestrebten kommunalen Verankerung werden angehende Nachwuchspolitiker umfangreich geschult und mit Argumentationshilfen ausgestattet. Mit der allmählichen Professionalisierung in der Partei geht eine vielfach unterschätzte Intellektualisierung einher. In feinen Anzügen, geschult in Rhetorik und Wortergreifung, besetzen sie immer mehr gesellschaftlichen Raum. Gerade in den alten Bundesländern sind NPD -Funktionäre keine Rand-existenzen mehr, unter ihnen befinden sich Gymnasiasten, Lehrer, Anwälte, Handwerker und Unternehmer.


    Die NPD ist auf dem Weg in die Mitte der Gesellschaft. Das heißt nicht, dass sie demokratisch geworden wäre. Dass sich die Ziele und Botschaften trotz allem Imagewandel nicht geändert haben, können weder feines Tuch noch gepflegter Haarschnitt verbergen. Nicht nur Personal, Programme und Parolen, sondern vor allem die politische Praxis der NPD innerhalb und außerhalb der Parlamente zeigen: Auch Neonazis in Nadelstreifen bleiben Neonazis. Im Juli 2008 brachten zwei stadtbekannte Neonazis in Templin Bernd K. um. »Einer am Rand«, beschreiben Anwohner in der brandenburgischen Stadt das Opfer. Motiv und Hergang der Tat sind in der Öffentlichkeit noch nicht bekannt. Sie selbst war aber äußerst brutal, die beiden Rechten wollten das Opfer anzünden, erklärte Lolita Lodenkämper, Oberstaatsanwältin aus Neuruppin. In Sachsen-Anhalt töteten Rechtsextreme im August 2008 zwei junge Menschen. Rick L. starb hinter einer Bushaltestelle in Magdeburg, nachdem er von einem Neonazi zusammengetreten worden war. Marcel W., ein junger Gelegenheitsarbeiter, wurde in Bernburg von einem einschlägig vorbestraften Rechten in dessen Wohnung erstochen.


    In der Öffentlichkeit ist von der NPD meist nur die Rede, wenn ihre Abgeordneten mal wieder für einen außergewöhnlichen Eklat gesorgt oder ihre Anhänger außerhalb des Parlaments eine besonders schwere Gewalttat verübt haben. Was in der NPD und ihrem Umfeld alltäglich passiert, das wird kaum wahrgenommen. Ohne einen Blick hinter die Kulissen und in die verdeckten Strukturen dieser Partei sind aber die in den letzten Jahren erfolgten strategischen Veränderungen nicht zu verstehen. Die Autoren dieses Bandes sind alle ausgewiesene Kenner der extrem rechten Szene. Ihre jahrelangen Recherchen zu den erstarkenden Kameradschaftsstrukturen haben sie 2004 in dem Buch »Braune Kameradschaften – Die neuen Netzwerke der militanten Neonazis« veröffentlicht. Basierend auf der inzwischen erfolgten »nationalen Verbrüderung« zwischen Kameradschaften und NPD soll mit »Neonazis in Nadelstreifen« die neue Generation der Kader, die gewandelte Strategie der NPD und ihr meist unsichtbar bleibendes Netzwerk an Unterstützern und Anhängern dargestellt werden.


    Die Entwicklungen und Spannungen in der Partei nach den Landtagswahlen in Bayern 2008 schildert Andreas Speit in dem Kapitel »Bürgernähe zeigen, vor Ort siegen«. Er nennt die Gründe für rechte Wahlhoffnungen und analysiert die Ursachen für das Wahlergebnis. Am Beispiel des Bundesparteitags in Bamberg zeigt er Anspruch und Wirklichkeit der NPD auf, insbesondere wenn es um das spannungsgeladene Verhältnis zu den »Autonomen Nationalisten« geht. Alarmierend ist die zunehmende Verankerung der Partei in Sachsen und Brandenburg. Die dort erzielten kommunalpolitischen Erfolge sind für die demokratischen Parteien eine Herausforderung.


    Im Kapitel »Höchststrafen für das deutsche Parteiensystem« geht Andreas Speit den Wahlkampfstrategien auf Landesebene genauer nach, zeigt Möglichkeiten und Grenzen der NPD und der »Freien Kameradschaften« auf, hinterfragt ihre strategischen Konzepte und benennt die handelnden Kader. Er betrachtet die parlamentarische Arbeit der NPD in Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen sowie das Zusammenspiel der Fraktion mit der »nationalen Apo«. Selbst wenn ihre Wahlkämpfe und ihre kommunalpolitischen Bemühungen in Ost und West nicht immer von Erfolg gekrönt sind, so schafft diese Partei es doch, wie Speit belegen kann, sich neu aufzustellen.


    Selbstsicher sucht die NPD mittlerweile die Auseinandersetzung mit dem politischen Gegner. Auf dessen Veranstaltungen erscheinen Parteikader, um den Verlauf der Diskussion zu bestimmen. Diese Taktik der Wortergreifung gelingt auch, weil die Rechten nicht bloß ihre alten Positionen zeitgemäß formulieren können. Längst ist eine Intellektualisierung der »nationalen Opposition« im Gange. Andreas Speit stellt verschiedene Projekte vor, mit denen neu-rechte Intellektuelle die Partei ideologisch und argumentativ modernisieren wollen. Die ideologische Neuausrichtung wird auch von der Jugendorganisation der NPD vorangetrieben. In der Öffentlichkeit werden die Bemühungen der Jungen Nationaldemokraten oft nicht wahrgenommen. Vielleicht, weil sie kaum noch die Klischeevorstellung von Glatze, Bomberjacke und Springerstiefel erfüllen. Stattdessen kommen sie im lässigen Schick von Studenten daher und feilen an ihren Schreibtischen an den Argumenten für ihre Kameraden auf der Straße.


    Eine der wichtigsten, aber auch umstrittensten Fragen bezüglich des Rechtsextremismus ist: Woher haben die Neonazis ihr Geld? Andrea Röpke geht in ihrem Beitrag dieser schwierigen Frage nach. Sie erzählt am Beispiel des ebenso bekannten wie berüchtigten NPD -Millionärs Jürgen Rieger aus Hamburg, wie finanzielle Mittel organisiert werden können. Sie nennt biedere Hintermänner und finanzkräftige Sponsoren, belegt, wie Immobilien der politischen Arbeit nutzen, und berichtet über die zweifelhafte Rolle des Staates, wenn Steuergelder in Millionenhöhe in braune Kanäle fließen. Von der Öffentlichkeit wenig beachtet, entwickeln sich aber auch eigene Wirtschaftsnetzwerke, und die NPD unternimmt zunehmend Anstrengungen, durch regionale Stammtische und Wirtschaftsforen Handwerker und mittelständische Unternehmer für sich zu gewinnen.


    Frauen und Mädchen sehen sich als Teil einer nationalistischen Front. Sie wollen nicht mehr nur die Freundin eines Neonazis sein, sondern rechte Politik mitgestalten. Die NPD hat das große Potential interessierter Frauen erkannt und versucht, sie langfristig an die Szene zu binden. Der im Herbst 2006 gegründete Ring Nationaler Frauen soll als rechtes Pendant zu den frauenpolitischen Gruppen etablierter Parteien ausgebaut werden. Dem Spannungsfeld, in das Frauen geraten, die in und bei der Partei selbstbewusst Politik gestalten wollen, gehen Andrea Röpke und Andreas Speit nach. Sie zeigen zudem, wie es rechten Mädchen und Frauen in den Kommunen schneller gelingt, von der Gesellschaft akzeptiert zu werden, und so das Image der Partei in der öffentlichen Wahrnehmung verändern. Doch solche Frauen stoßen auch an Grenzen, die von der männerdominierten Szene gesetzt werden; Aussteigerinnen berichten von Gewalt und Sexismus. Selbst verdiente »Straßenkämpferinnen«, das zeigen Röpke und Speit, werden irgendwann an ihre angebliche »biologische Verpflichtung« als Frau und Mutter erinnert.


    Die NPD geht mit dem harmlos klingenden Begriff »Volksgemeinschaft« auf Wählerfang. Sich am Nationalsozialismus orientierend, sollen im Sinne eines »Lebensbundprinzips« ganze Familien der Kameraden in die politische Arbeit eingebunden werden. Das heißt: 24 Stunden Neonazi sein. In diesen »Sippen« herrschen straffe Hierarchien und militante Erziehungsmethoden. »Jeder, der in der rechten Szene was auf sich hält«, so die Aussteigerin Tanja Privenau, »gibt seine Kinder in die HDJ .« Die Heimattreue Deutsche Jugend ist eine bundesweit agierende Organisation, die seit Jahren im großen Stil, aber äußerst konspirativ Lager und Schulungen für Hunderte von Kindern und Jugendlichen durchführt. Nach dreijähriger, gefährlicher Recherche weist Andrea Röpke auf die Aktivitäten NPD -naher, oftmals vorbestrafter Erzieher hin, die im Stile der verbotenen Wiking-Jugend bislang unbehelligt weiterarbeiten.


    Die Rechtsrock-Experten Christian Dornbusch und Jan Raabe dokumentieren, wie die NPD in den letzten Jahren mit Erfolg den Schulterschluss mit der rechten Musikszene gesucht und vollzogen hat. Mittlerweile nutzt sie nationalistische und rassistische Liedermacher, um ihre politischen Botschaften in ein breiteres Spektrum zu transportieren. Rechtsrock wird nicht zuletzt massiv eingesetzt, um an den Schulen mit Gratis- CD s für die Partei zu werben und rechtes Gedankengut unter die Schüler zu bringen.


    Rechtsextreme Gewalt ist in den letzten Jahren bedrohlich angestiegen. Seit 1990 kamen dabei mehr als 141 Menschen ums Leben. Thomas Niehoff und Andrea Röpke berichten von rechten Gewalttaten, von eigenartigen Reaktionen auf Seiten der Polizeibeamten, ihren Behörden und manchem Bürgermeister. Immer noch müssen Opfer rechter Gewalt selbst auf den politischen Hintergrund des Angriffs hinweisen. Und längst gibt es »Zonen der Angst«, die Jugendliche und Menschen mit Migrationshintergrund meiden. Dieser alltäglichen Gewalt gehen Niehoff und Röpke nach, beleuchten aber auch die szeneinterne Aggression und Brutalität in den Kreisen von NPD , »Freien Kameradschaften« und ihren Gefolgsleuten.


    Die weltweite Empörung über die Vorfälle in Mügeln und Halberstadt, wo ein rechter Mob ausländische Mitbürger bzw. Mitglieder einer Theatergruppe angriff, zwang die Verantwortlichen in Politik und Gesellschaft, sich mit dem Problem Neonazismus erneut auseinanderzusetzen. Gelder wurden bewilligt, neue Präventionsstellen eingerichtet. Doch eine Unterstützung von laufenden Projekten gegen neonazistische Bestrebungen ist immer noch nicht nachhaltig gewährleistet. Stattdessen müssen sich Opferberatungsstellen von Zuschuss zu Zuschuss durchhangeln. Etablierte Präventionseinrichtungen entlassen qualifizierte Mitarbeiter aus Kostengründen oder können Projekte nur kurzfristig bewilligen.


    Ein neuer Verbotsantrag gegen die NPD scheitert an den politisch Zuständigen. Die Innenministerien können sich nicht darauf einigen, ihre verdeckten Ermittler aus der Partei abzuziehen. Nur dann wäre das Bundesverfassungsgericht bereit, einen erneuten Verbotsantrag zu prüfen. Zu Recht, denn nicht ohne Grund ist im Grundgesetz die Hürde für ein Parteienverbot hoch gelegt. Sie zu unterlaufen, indem per Gesetzesänderungen »extremistische Kandidaten« von den Wahlen oder »extremistische Parteien« von der Parteienfinanzierung ausgeschlossen werden, sobald ihnen die Staatsschützer verfassungsfeindliche Tendenzen bescheinigen, könnte die Demokratie nachhaltig gefährden. Denn solche von der Politik erwogenen Maßnahmen können nicht nur die NPD treffen. Eine klarere Grenzziehung zur NPD , die schon mit ihrer Vorstellung von einer homogenen »Volksgemeinschaft« gegen den Gleichheitsgrundsatz im Grundgesetz verstößt, ist vonnöten. Aber staatliche Repressionen müssen einhergehen mit einer in der »Mitte der Gesellschaft« geführten Debatte. Einer menschenverachtenden Politik entgegenzutreten ist eine gesamtgesellschaftliche Herausforderung. Oft geben nichtstaatliche Initiativen aber auch erst die nötigen Impulse. Sie thematisieren vor Ort, was Städte und Gemeinden nicht thematisieren wollen. Selbstorganisierte, alternative Initiativen gegen Neonazismus werden allerdings von Politik und Behörden häufig skeptisch beobachtet. Doch nur eine breite und vielschichtige Gegenwehr kann das Vordringen neonazistischer Kräfte und das Erstarken rechter Ressentiments aufhalten. Ständiger Widerspruch gegen die rechte Alltäglichkeit ist nötig – in Ost und West.


    Hamburg, im November 2008


    Die Herausgeber


    Andreas Speit


    »Bürgernähe zeigen, vor Ort siegen«


    Bundesparteitag in Bamberg – Landtagswahl in Bayern nicht ohne Nachwirkungen – Wahlabsprachen – NPD und »Autonome Nationalisten« – Kommunale Wahlerfolge in Sachsen: eine kommunalpolitische Herausforderung – Mandatsgewinne in Brandenburg


    Die Landesfahnen voran marschiert die Bundesspitze der NPD in den Saal. »Hier ist Deutschland« prangt in der Mitte der Bühne. Fanfarenklänge vom Band schallen durch den Hegelsaal. Applaus kommt in der Konzert- und Kongresshalle in Bamberg auf. Die Inszenierung des 32 . ordentlichen Bundesparteitags der Nationaldemokratischen Partei Deutschlands ( NPD ) klappt perfekt. Mit Spannung schaut am Wochenende des 24 . und 25 . Mai 2008 die gesamte rechtsextreme Szene auf diesen Parteitag, der unter dem Motto »Sozial geht nur national« steht. Es gibt viele offene Fragen der Anhänger: Bleibt Udo Voigt Bundesvorsitzender, werden die Finanzprobleme aufgearbeitet und die Bündnispolitik neu austariert?


    »Ich will, ich habe, ich kann«, erklärt Udo Voigt gleich zu Beginn den über 500 Delegierten und Gästen. Betont selbstbewusst stellt er gleich klar: Sein Amt als Bundesvorsitzender will er nicht abgeben. »Die NPD ist die älteste und stärkste nationale Kraft in Deutschland.« Fast sieben Stunden später bedankt sich der wiedergewählte Vorsitzende für das »außerordentliche Vertrauen« und versichert: »Ich habe noch die Vision, diese Partei in den Reichstag zu ziehen.« Mit großer Mehrheit, 199 von 223 abgegebenen Stimmen, hatten die Delegierten ihm im Amt bestätigt. Von einem »Parteitag der Geschlossenheit« spricht später die Bundesführung. Doch sie durften gewusst haben, dass nicht nur alte Missstimmungen blieben, sondern auch neuer Ärger drohte. Verstimmungen, die sich auf Partei und »Freie Kräfte« auswirken sollten.


    Im Hegelsaal in Bamberg ist die Parteiführung sichtlich bemüht, Optimismus zu verbreiten, Mitgliedernähe zu zeigen. Im Foyer, wo auf Infoständen Aufkleber mit »Todesstrafe für Kinderschänder« oder »Gute Heimreise – Deutschland den Deutschen« ausliegen, spricht der Bundesvize und sächsische Fraktionsvorsitzende Holger Apfel freundlich mit älteren Mitgliedern, da geht das Bundesvorstandsmitglied und mecklenburg-vorpommerischer Fraktionsführer Udo Pastörs auf jüngere Kameraden zu, die verlegen herumstottern. Die langen Haare und das Heavy-Metal-Outfit eines jugendlichen Anhängers stören den NPD -Bundesgeschäftsführer Peter Marx nicht, lässig nickt er ihm zu. Offen wendet sich Gitta Schüßler, NPD -Bundesvorstandsmitglied und einzige weibliche Landtagsabgeordnete in Sachsen, einer Gruppe von jungen Frauen zu. Auch ihr ist egal, ob sie schwarz gefärbte Haare und Tätowierungen haben oder blonde Zöpfe und ein dirndlähnliches Kleid tragen. Als Vorsitzende der NPD -Frauenorganisation Ring Nationaler Frauen möchte sie »nationale Frauen stärker in die politische Arbeit einbeziehen«, das bedeutet viel Arbeit an der Basis. Bei Kaffee und Kuchen, Bier und Würstchen tauscht man sich während des laufenden Parteitags aus. »Ist der nicht in Haft?«, fragen sich zwei NPD -Freunde, als Horst Mahler hinter ihnen Platz nimmt. Der notorische Holocaustleugner ist Ehrengast des Parteitags. »Herr Voigt hat mich eingeladen«, erklärt der ehemalige Mitbegründer der »Roten Armee Fraktion«, der sich später der NPD annäherte. Er erläutert, die Rechtsstreite zu seinen Äußerungen seien noch nicht ganz abgeschlossen. Der heutige NPD -Pressesprecher in Mecklenburg-Vorpommern, Andreas Molau, begrüßt Mahler mit Handschlag. Der Parteitag spiegelt es wieder: Die NPD ist schon lange nicht mehr die »Altherrenpartei« von einst, sie ist heute eine Wahl- und Gesinnungspartei, die verschiedene »national Gesinnte« eint, unterschiedliche rechte Szenen verbindet.


    Im Foyer redet Michael Schäfer, Bundesvorsitzender der NPD -Jugendorganisation Junge Nationaldemokraten ( JN ), sowohl mit Mitgliedern der Partei, die sich fein ausstaffiert haben, als auch mit Gästen aus der Kameradschaftsszene, die mit ihrem schwarzen Outdoorlook einen militanten Gestus ausstrahlen möchten und sich damit bewusst von der ihnen als zu brav geltenden NPD absetzen wollen. Schäfer, Student der Politikwissenschaft, kommt selbst aus der Kameradschaftsszene in Wernigerode. In der sachsen-anhaltischen Stadt existiert eine äußerst militante Szene, die immer wieder nichtrechte Jugendliche angegriffen hat. Längst haben sich die »Freien Kräfte« um Schäfer den Jungen Nationaldemokraten angeschlossen. Nicht nur in Sachsen-Anhalt traten Kameradschaftler der Parteijugendorganisation bei. Militanz und Intellekt sind für sie kein Widerspruch. Neonazis sind flexibel, sie passen sich an – wenn es der »nationalen Sache« dient. Auf dem Parteitag ist Michael Schäfer als Bundesverantwortlicher dem Anlass entsprechend im dunklen Anzug erschienen, auf der Straße trägt er lieber schwarze Basecap und Kapuzenpullover und macht auf Straßenkämpfer.


    Auf den Tischen im Foyer ist die JN mit viel Werbematerial präsent. »Nationalen Sozialismus durchsetzen!« und »Nationalismus ist auch Mädelsache! Traut Euch was – hinein in die JN « ist auf Aufklebern zu lesen. Die Jungen Nationaldemokraten haben unter Schäfer wieder an Einfluss gewonnen. Pressevertreter, die von der NPD zum Parteitag zugelassen wurden, werden von einigen Kameraden böse angeschaut, einer zischt leise: »Pass bloß auf!« Ein anderer raunt »Knoblauchpresse« und schimpft laut: »Ach, das Presseschwein ist auch da.« Im Sortiment der zum Kauf angebotenen Literatur und CD s findet sich nichts Verbotenes. Der Presse möchte man keine Vorlagen liefern. Denn dass die NPD einzelnen Journalisten den Zutritt verwehrte, brachte schon vor Beginn des Parteitages bundesweit Negativschlagzeilen.


    Die Konzert- und Kongresshalle hatte die Bamberger Stadtverwaltung der NPD erst nach einer Entscheidung der bayerischen Verwaltungsgerichte zur Verfügung gestellt. Vor der Tür, angeschirmt von Polizeikräften und Metallgittern, können die Freunde der Partei hören, wie unerwünscht sie in der oberfränkischen Stadt sind. Knapp 2000 Menschen nehmen an Protestaktionen teil. Keine 500 Meter entfernt findet auf der Weide eine Gegenkundgebung statt, ein Slogan lautet: »Weide-Ordnung: Buntes Fleckvieh statt braune Hornochsen«. Teilnehmer einer Antifa-Demonstration kommen hinzu. Schauen die Rechten aus dem Hegelsaal heraus, links über die am Gebäude vorbeifließende Regnitz, dann können sie »No NPD « auf einem übergroßen Transparent lesen.


    Den Tagungsort hat die Parteiführung jedoch ganz bewusst gewählt. Mit dem Bundesparteitag in der Weltkulturerbe-Stadt wollen sie in den zu dieser Zeit laufenden Landtagswahlkampf in Bayern eingreifen. Ganz wie bei anderen Parteien werden Parteiveranstaltungen bevorzugt in den Bundesländern ausgerichtet, wo gerade um die Gunst der Wähler geworben wird. Die öffentliche Resonanz soll zusätzliche Aufmerksamkeit für den Wahlkampf schaffen. Bei der Begrüßung der Parteitagsgäste macht der bayerische Landesvorsitzende Ralf Ollert gleich Wahlwerbung. Seit Wochen verkündet er als Spitzenkandidat: »Vor der Wahl gibt sich die CSU stets heimatverbunden und konservativ, um nach den Wahlen ihre neoliberale Globalisierungspolitik fortzusetzen.« Reden und Handeln der CSU , betont er, widersprächen sich. Doch »wer heute die frühere patriotische Tradition unterstützen« wolle, erklärt der Nürnberger NPD -Stadtrat, müsse »in Bayern und Franken die NPD wählen und unterstützen«.


    Vier Monate später, am 28 . September 2008 wird die Parteiführung sich gefreut haben. Noch kurz vor dem Wahltag hatte der stellvertretende Landeschef Sascha Roßmüller erklärt, Ziel sei es, die »festzementierten Besitzverhältnisse der etablierten Parteien zu demontieren« und dass die »nationale Opposition« sichtbare »Signale aussendet – und möglichst gut abschneidet«. Am Wahlabend kann die NPD verkünden, was sie unterstützt hatte: Die Alleinherrschaft der CSU ist beendet. Sie selbst erreicht bei der Landtagswahl 1 , 2 Prozent – 123 274 Stimmen, die die Partei ermutigen, auch wenn sie sich mehr erhofft hatte. Der ehemalige Landesvize Uwe Meenen erklärt recht zufrieden: »Es ist uns gelungen, aus dem Stand die Ein-Prozent-Hürde zu nehmen und somit den Grundstock zu neuen Erfolgen zu legen.« Rund 85 000 Euro Steuergelder jährlich dürfte die Landtagswahl der NPD bis zur nächsten Wahl in Bayern bringen. Das tröstet offensichtlich auch Sascha Roßmüller. Leicht enttäuscht räumt er zwar ein: »Leider haben sich aber auch für die nationale Opposition die Hoffnungen nicht erfüllt.« Doch ist er froh, dass die NPD in Bayern nun nicht mehr dem »Null-Komma-Ghetto« angehört und jetzt »Anspruch auf staatliche Mittel« geltend machen kann. Wenn diese Hürde übersprungen wird, gibt es staatliche Wahlkampfkostenrückerstattung.


    In Sachsen ist der einflussreiche Niederbayer parlamentarischer Berater der NPD -Fraktion. Die NPD will Roßmüller »zwischen nationalrevolutionär und wertkonservativ« eingeordnet wissen. So bemüht er sich, verstärkt in der Partei durchzusetzen, dass in »nationaldemokratischen Darstellungen« das »sozialpolitische Wollen im Zusammenhang mit der dafür zwingend erforderlichen Funktionstüchtigkeit nationalstaatlicher Mechanismen« breiter vermittelt wird. Von Bayern spricht Roßmüller in der »Deutschen Stimme« im Oktober 2007 nicht direkt. Das Bundesland muss Roßmüller, der in Rain wohnt, aber auch nicht erwähnen, denn in der Partei ist bekannt, dass er an seine Heimat denkt. 1991 gründete Roßmüller während seiner Ausbildung zum Landschaftsgärtner den Nationalen Block ( NB ). Bis zum Verbot dieser Vereinigung im Jahr 1993 wirkte er politisch in Bayern. Keine zwei Jahre später gehörte er der Jugendorganisation der NPD an, die er knapp ein Jahr danach auf Landesebene führte. Roßmüller gilt nicht nur als verlässliche Führungskraft, sondern wird zudem als starker Redner geschätzt. Seine deutliche Art kommt auch auf Bundesebene gut an. Der sächsische NPD -Fraktionschef Holger Apfel schwärmt von ihm: Er verstehe »wie kein anderer, Intellekt und rhetorische Naturbegabung geistreich zu vereinen«.


    Beim politischen Aschermittwoch 2007 erfreute Sascha Roßmüller die fast 250 Parteifreunde des NPD -Kreisverbandes in Deggendorf. »Liebe Landsleute«, donnerte der große kräftige Mann mit dunklem Vollbart, »der Freistaat« wolle sich »für Verfassungsschutz, Integration von Zuwanderern und Unterbringung von Asylbewerbern und sonstigen Ausländern über 132 Millionen Euro netto leisten (…). Wo ist denn da der angebliche ›Hardliner‹ Beckstein in der Ausländerfrage?« Und er legte nach: »Den wenigsten ist bekannt, dass unsere Landeshauptstadt (…) einen höheren Ausländeranteil aufweist als Berlin! So viel zum Hardliner. (…) Rechts blinken, links fahren!« Selbstbewusst erklärte er schließlich: »Und sollten wir tatsächlich ›braun‹ sein, dann liegt das einzig und alleine daran, dass es uns langsam zu bunt wird!«


    Nicht ohne Grund hatte die Partei bei der Landtagswahl 2008 auf einen noch größeren Erfolg gehofft. Erstmals seit 1972 traten NPD -Kandidaten wieder in allen 91 Wahlkreisen an. Seit 2003 war es der NPD gelungen, den Landesverband auszubauen. »Die bayerische NPD steht unter den Landesverbänden im Westen relativ gut da: Er ist der mitgliederstärkste; die sieben Bezirksverbände sind flächendeckend organisiert«, betonte Rüdiger Schrembs 2007 , damals NPD -Landesvorstandsmitglied.


    Zur Landtagswahl 2003 war die NPD in Bayern noch nicht so gut aufgestellt. An ein Antreten zur Wahl mochte die Parteiführung damals gar nicht denken. Udo Voigt, der im oberbayerischen Moosburg lebt, kennt das Flächenbundesland bestens. Über sechs Jahre lang war der NPD -Bundesvorsitzende dort Landeschef. Bayern war zu dieser Zeit noch eine Bastion der Republikaner ( REP ) und der Deutschen Volksunion ( DVU ). Für die nicht parteigebundene rechte Szene erschien die NPD auch nicht gerade attraktiv. Die »Freien Kameradschaften« dominierten das Spektrum. Den »Kampf um die Straße« zogen sie damals dem »Kampf um die Parlamente« noch vor. Schon ab 1999 hatten Norman Bordin und Martin Wiese stetig die Kameradschaft Süd – Aktionsbüro Süddeutschlands ( KS Süd) in München aufgebaut. Zwei Jahre nach der Gründung offenbarte sich der äußerst radikale Charakter der Münchener Neonazi-Strukturen. Am 13 . Januar 2001 feierte Martin Wiese mit seinen Kameraden in der Gaststätte »Burg Trausnitz« seinen Geburtstag. Der neonazistische »Barde« Michael Müller, der 2008 für die NPD in Niedersachsen bei der Landtagswahl kandidierte, trat mit der Gitarre auf. Der feuchtfröhliche Abend endete mit einer Hetzjagd der »Kameraden« auf einen vorbeikommenden griechischen Passanten. Die Neonazis schlugen ihn fast tot und griffen türkische Gäste, die dem Griechen aus einer gegenüberliegenden Gaststätte zur Hilfe kommen wollten, brutal an. Norman Bordin wurde mit anderen am Abend verhaftet, noch in der Zelle schlug er einen Mithäftling zusammen. Die Richter verurteilten Bordin zu einer Haftstrafe von einem Jahr und drei Monaten. Briefe aus der Haft datierte er mit der Zahl der seit der Geburt Adolf Hitlers vergangenen Jahre. So schrieb er im Januar 2001 » 112 JdF« (Jahr des Führers).


    Bis 2003 versuchte die NPD in Bayern noch nicht, eine politische Zusammenarbeit der nationalistischen Kreise zu bewerkstelligen. Die eigentliche Initiative dazu ging von den »Freien Kräften« aus. Mit der AG Bayern bemühte sich damals Kameradschaftsführer Wiese um die Vernetzungen. Er half mit seiner Truppe, NPD -Infostände auszurichten.


    Wieses bündnispolitische Bemühungen endeten 2003 abrupt, aber nicht wegen interner Streitigkeiten. Zunächst hatte er mit NPD -Anhängern Aktionen gegen die Grundsteinlegung für das neue jüdische Gemeindezentrum auf dem Münchner Jakobs-platz geplant. Im September jenes Jahres wurden jedoch seine weitergehenden Pläne für einen Bombenanschlag publik. Eine sogenannte »Kerntruppe« seiner Kameradschaft hatte Schusswaffen, Handgranaten, eine Rohrbombenhülle und Sprengstoff besorgt und darüber gesprochen, bei der Grundsteinlegung am 9 . November 2003 mit hochexplosivem TNT oder einer Handgranate einen Sprengstoffanschlag verüben zu wollen. Wenige Tage vorher schritten die Behörden wegen »Verdacht auf Bildung einer terroristischen Vereinigung« ein. 2005 verurteilte das Bayerische Oberste Landgericht Wiese wegen Rädelsführerschaft in einer terroristischen Vereinigung und zahlreicher Verstöße gegen das Kriegswaffenkontroll- und Waffengesetz zu sieben Jahren Haft, die er zurzeit absitzt.


    Nach dem Wahlerfolg in Sachsen erfolgte 2004 auch bei der NPD in Bayern ein Kurswechsel. Ohne die Zusammenarbeit mit den »Freien Kameradschaften«, räumte Bundeschef Voigt ein, wäre der Einzug ins Dresdener Landesparlament nicht gelungen. In Nürnberg schien Ralf Ollert die Botschaft verstanden zu haben. Der gelernte Außen- und Großhandelskaufmann suchte die Nähe zu den Kameradschaften.


    Mit eloquenten Reden vor großem Publikum fiel der Nürnberger selten auf, allerdings kann er langjährige parlamentarische Erfahrungen vorweisen. In seiner Geburtsstadt sitzt er seit 2003 für die Liste Bürgerinitiative Ausländerstopp im Stadtrat. Ollert, immer mit Brille und meist im Anzug, bemüht sich, nett und zuvorkommend aufzutreten. Die Botschaften klingen weniger freundlich. In einem Antrag zum Betreuungsgeld klagte Ollert Mitte August 2007 , dass die »Pläne« der anderen Parteien in »erster Linie auf den ›erhöhten Integrations-Förderbedarf‹ für ausländische Kinder« ausgerichtet seien statt die »Rückkehrbereitschaft in die Heimatländer zu fördern«. Immer wieder ist er bestrebt, aktuelle Themen mit seinen grundsätzlichen Positionen zu verknüpfen. Der Familienvater sprach sich so denn auch in einem Antrag gegen ein Rauchverbot in Gaststätten aus. Denn »mit dem totalen Rauchverbot droht vielen einheimischen Wirten, vor allem den kleinen sogen. ›Eckkneipen‹, der Todesstoß!« Und er ergänzte, dass »die typische fränkische Gastwirtschaft« durch »eine zunehmende ausländische Billigkonkurrenz, bei denen die Gewerbeaufsicht offensichtlich immer öfter angstvoll beide Augen zudrückt«, zusehends »an die Wand gedrückt« werde.


    Das in den vergangenen Jahren praktizierte Umwerben durch den Landesverband kam bei der Kameradschaftsszene gut an. Der Wahlerfolg in Sachsen, aber auch das gescheiterte Parteiverbotsverfahren motivierten sie, sich bei der Partei zu engagieren. Mit der Begründung, damit »eine legale Struktur« zu haben, »welche praktisch unverbietbar ist«, trat Norman Bordin in die NPD ein. Seit 2006 führt er die JN in Bayern und gehört auch zum Landesvorstand der Partei. 2007 wurde er zum stellvertretenden Bundesvorsitzenden der JN gewählt.


    Aus der Justizvollzugsanstalt Bayreuth bekannte sich im Juli 2007 auch Wiese erneut zur Partei. In der zehnten Ausgabe des » JVA -Reports«, herausgegeben vom neonazistischen Freundeskreis Brandenburg, erklärte er: »Nur die NPD verkörpert für mich eine Partei, die (…) den politischen Kampf bestreitet, (…) um dem deutschen Volk eine Zukunftsperspektive zu ermöglichen. (...) Auf alle Fälle jedoch lohnt es sich, die NPD bei ihrem national-politischen Kampf zu unterstützen.« Solche Statements von Kameradschaftskadern haben Signalfunktion und blieben nicht ohne Wirkung in der Partei. Die Aktivisten der Kameradschaften wenden sich der Partei zu.


    Bereits im März 2005 übernahm Robert Dietrich aus den Kreisen der Kameradschaft München den Vorsitz des NPD -Kreisverbandes Freising–Erding–Ebersberg. Stefan Winkler, der neben seinen Aktivitäten bei der Neu-Ulmer NPD auch bei der Kameradschaft Neu-Ulm ( KSN U) mitarbeitete, übernahm den schwäbischen NPD -Bezirksvorsitz. Jahrelang richtete er NPD -Veranstaltungen mit bekannten Holocaustleugnern wie Horst Mahler und Bernhard Schaub im bayerischen Senden aus. Die Partei wählte auch Matthias »Baffo« Bauerfeind aus Himmelstadt zum stellvertretenden Kreisvorsitzenden der NPD Main-Spessart. Dass er nicht nur bei der Kameradschaft Main-Spessart mitwirkte, sondern in der radikalen KS Süd die Nachwuchsstammtische ausrichtete, störte nicht.


    Mit Unterstützung der Kameradschaften gelang es der Partei, ihre einst brachliegenden Strukturen in Bayern neu aufzubauen. Von den bestehenden 37 bayerischen NPD -Kreisverbänden kann mindestens ein Drittel als arbeitsfähig eingeschätzt werden. Fast alle Bezirks- und Kreisgliederungen betreiben eigene Homepages. Die strategischen Veränderungen brachten einen allmählichen personellen Zuwachs. Am 17 . November 2006 erklärte der Landesverband, das ein 22 -jähriger Handwerker aus dem Landkreis Neumark /Oberpfalz ihr tausendstes Mitglied sei. Der Aktionsgrad stieg ebenfalls. Getreu der Bundeslinie wandte sich der Landesverband jenen gesellschaftlichen Themen zu, die die Menschen im alltäglichen Leben und vor Ort bewegen.


    In Schwandorf etwa protestierten am 15 . Dezember 2007 etwa 100 »Nationalisten« auf einem NPD -Marsch unter dem Motto »Gemeinsam gegen sexuelle Gewalt – Opferschutz statt Täterschutz« für die Opfer sexuellen Missbrauchs. Eine Kampagne »Stoppt die Zeit- und Lohnarbeit – Gegen Lohndumping, Sozialraub und Ausbeutung« führten sie in Mittelfranken durch. Mit gezielten Flugblattaktionen versuchte sie im November 2007 , Anwohner in der Region um Ansbach, Weißenburg und Treuchtlingen zu erreichen. Auf einer eigens eingerichteten Internetseite erklärte die NPD , dass »alleine in Bayern« angeblich » 1500 Zeitarbeitsbetriebe mit über 100 000 Beschäftigten gemeldet« seien, und hob hervor: »Arbeit muss sich lohnen – und darf nicht arm machen.«


    Als am 14 . August 2007 in der Landeshauptstadt Tausende Milchbauern für einen höheren Milchpreis auf die Straße gingen, erschien eine Pressemitteilung der NPD unter der Überschrift »Die heimatliche Milchwirtschaft fördern«. Eine andere Presseerklärung griff das Rauchverbot in Gaststätten wieder auf: »Es kann nicht angehen, dass Raucher verfolgt und schikaniert werden (...) und Ekelfleisch-Dönerbuden sowie US -Fast-Food-Fraß-Ketten das Land überschwemmen.«


    Vor allem Familien und Jugendlichen wollte sich die NPD weit vor den Wahlen andienen. Eine »nationale Bewerbungshilfe Oberpfalz« bot sie an, einen »Kinderbasar« richtete sie in Roding aus, einen »Umweltschutztag« veranstaltete sie in Bayreuth und in Passau einen »Wandertag«. Die » NPD -Krabbelgruppe Nürnberger Land« warb mit der Parole: »Hier wird Volksgemeinschaft gelebt«. Frauen und Mütter jeglichen Alters seien eingeladen – nur deutsch müssten sie sein.


    Ermutigt, einen Wahlerfolg erzielen zu können, wurde die NPD auch durch die vorgezogene Bundestagswahl 2005 . Bei der Wahl hatte die Partei bundesweit 1 , 6 Prozent der Zweitstimmen, in Bayern 1 , 3 Prozent erhalten, aber die Hoffnung, dass es weit mehr werden könnten, ergab sich für den bayerischen Landesverband aus dem großen Zuwachs an Sympathisanten. Noch 2002 hatten gerade mal 0 , 23 Prozent der Wähler ihr Kreuz bei der NPD gemacht. Hoffen ließen sie zudem Studien zu rechten Ressentiments in der Mitte der Gesellschaft. In der monatlich erscheinenden Parteizeitung »Deutsche Stimme« führte Jürgen Gansel, der sich gern als Parteistratege sieht, aus: »In ihrer Studie ›Vom Rand zur Mitte. Rechtsextreme Einstellungen und ihre Einflussfaktoren in Deutschland‹ ( 2006 ) kommt die Friedrich-Ebert-Stiftung zu dem Ergebnis, dass Bayern von allen westdeutschen Bundesländern die höchste Zustimmung zu rechtsextremen Positionen aufweist.« Und tatsächlich warnen die Autoren der Studie, Oliver Decker, Elmar Brähler und Norman Geißler: »Bayern kann, was die Verwurzelung rechtsextremer Einstellungen in der Bevölkerung anbelangt, mit den tiefsten Ostprovinzen mithalten.« Die Sozialwissenschaftler weisen darauf hin, dass in Bayern die Zustimmung bei »den ausländerfeindlichen Aussagen« weit »über dem Durchschnitt der westlichen Bundesländer liegt«.


    Am Wahltag konnte die NPD aber nicht all jene Wähler mit diesen Einstellungen für sich gewinnen. Größere Erfolge von über zwei Prozent erzielten sie in Weiden in der Oberpfalz, in Tirschenreuth und in Kronach-Lichtenfels. Das beste Gesamtergebnis erreichte Sascha Roßmüller in Straubing mit 2 , 7 Prozent. Schon während des Wahlkampfs brodelte die interne Gerüchteküche. Die Wahlkampfleitung soll sich gar bei der Bundesführung über fehlendes Engagement und Inkompetenz vor Ort beschwert haben. Noch vor der Wahl versuchte der Landesverband, die Wahlkampfkasse mit Spendenappellen aufzubessern. Das eingeworbene Geld reichte jedoch nicht aus, glaubt man Uwe Meenen, der erklärt, dass die NPD nicht noch mehr Stimmen für sich gewinnen konnte, weil sie sich in einer »äußerst benachteiligten Situation« befunden habe. Neben den »hetzenden Medien, einer feindlich gesonnen Verwaltung« und »Antifa-Systemschlägerbanden« führt er als Grund auch die »finanziell sehr schwierige Lage« an. Sascha Roßmüller betont indes: »Die Freien Wähler waren ohne Zweifel (…) die große Überraschung«, und meint, dass »die Wahlverweigerung weiter Kreise Unzufriedener (…) einer politischen Veränderung zusätzlich« entgegengestanden habe. Dass auch sie diese »Unzufriedenen« nicht dazu bewegen konnten, ihr Kreuz bei der NPD zu machen, lässt er unerwähnt.


    Obwohl die Gründe für den geringen Wahlerfolg vorwiegend außerhalb der Partei gesucht werden, kommt es nach den bayerischen Landtagswahlen zu Auseinandersetzungen auf dem Landesparteitag in der Nähe von Landau. Schwere Vorwürfe werden gegen den Landeschef erhoben, es sei kein effektiver Flächenwahlkampf geführt worden und auch bei der Finanzierung habe es gemangelt. Am 9 . November 2008 unterliegt auf dem Parteitag dennoch der aufbegehrende unterfränkische NPD -Chef Uwe Meenen im Kampf um den Landesvorsitz wieder Ralf Ollert. Das ist zu viel für manche jüngere Kader, die eindeutig für Meenen votiert haben. Der Landeschef der Jungen Nationaldemokarten, Matthias Fischer, legt nicht bloß sein Parteiamt als NPD -Bezirksvorsitzender Mittelfranken nieder, sondern verlässt sofort die Partei. Die Jugendorganisation bewertet die erzielten 1 , 2 Prozent Stimmen weniger positiv als die Mutterpartei und macht besonders Landeschef Ollert für das enttäuschende Ergebnis verantwortlich. Der unterlegene Meenen legt ebenfalls gleich sein Landesvizeamt nieder. Ein Drittel der Delegierten verlässt mit Meenen den Parteitag. Bleibt es bei dieser Distanz, verliert die NPD in Mittelfranken eine zentrale Organisationsstruktur. Der Kameradschaftsbund Hochfranken warnt, Ralf Ollert stehe für einen »Wischi-Waschi-Kurs«, solange er die Partei in Bayern führe, würden keine »Wahlkämpfe und Frondienste für die NPD -Bayern« mehr zugesagt. Eine beunruhigende Entwicklung für den Landesverband. Es darf jedoch erwartet werden, dass die Aktivitäten der Kameradschaften wegen dieser Auseinandersetzungen mit der Partei nicht zurückgehen werden. Die NPD selbst wird die Wahlkampfkostenrückerstattung für den Ausbau ihrer Netzwerkstrukturen nutzen.


    Schon kurz nach der Landtagswahl hatte Sascha Roßmüller die interne Zerstrittenheit des »nationalen Parteienlagers« als ein selbst verursachtes Problem ausgemacht. »Es zeigt sich einmal mehr, dass konkurrierende Wahlantritte nationaler (Nationaldemokraten), rechtskonservativer (Republikaner) und landsmannschaftlich-konservativer Parteien (Bayernpartei) ernstzunehmende Erfolge massiv erschweren«, betonte er – und dachte an die Parteioptionen. Auch bei dem Bundesparteitag in Bamberg einige Monate zuvor war schon grundsätzlich über das Weiterbestehen des Wahlbündnisses mit der DVU und die weitere Zusammenarbeit mit den Kameradschaften gestritten worden.


    Im Bamberger Hegelsaal im Mai 2008 mussten die Parteitagsgäste lange auf eine Stellungnahme zu den Wahlabsprachen mit der Deutschen Volksunion warten. Der NPD -Bundeschef Udo Voigt und der DVU -Bundesvorsitzenden Gerhard Frey hatten 2005 im »Deutschland-Pakt« vereinbart, wann und wo ihre Parteien bei Wahlen antreten sollten. 2009 stehen jedoch mehrere Wahlen an, da werden neue Wünsche wach. Vor allem jüngere NPD -Mitglieder fordern, dass die DVU in Thüringen antreten solle. In dem Bundesland ist die NPD dank gut gewachsener Kameradschaftsstrukturen mittlerweile wesentlich stärker als die DVU verankert. Dem Parteitag lag deshalb auch ein Antrag des Landesverbandes Thüringen vor, im dem der »Parteivorstand« aufgefordert wurde, »sich mit den zuständigen Gremien der DVU ins Benehmen zu setzen, um auch für die Zukunft Wahlabsprachen zu treffen, damit konkurrierende Wahlantritte von NPD und DVU verhindert werden können«.
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